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Verkündet am: 29.01.2025 

 

 

Landesarbeitsgericht Nürnberg 

Im Namen des Volkes 

URTEIL 

In dem Rechtsstreit  

 A. 
A-Straße, A-Stadt 

- Kläger und Berufungskläger - 

Prozessbevollmächtigte/r: 

B. 
B-Straße, B-Stadt 

gegen 

 Firma C. 
C-Straße, C-Stadt 

- Beklagte und Berufungsbeklagte - 

Prozessbevollmächtigte/r: 

D. 
D-Straße, B-Stadt 
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hat die 2. Kammer des Landesarbeitsgerichts Nürnberg auf Grund der mündlichen Ver-

handlung vom 18. Dezember 2024 durch den Vizepräsidenten des Landesarbeitsgerichts 

E. und die ehrenamtlichen Richter F. und G.  

 

 

für Recht erkannt: 

 

 
I. 

 
1. Auf die Berufung des Klägers wird das Endurteil des Arbeitsgerichts Nürnberg 
vom 28.05.2024, Aktenzeichen 11 Ca 2529/22, aufgehoben.  

2. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2021 zu zahlen.  

3. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2021 zu zahlen.  

4. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat März 2021 an den Kläger  494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.4.2021 zu zahlen.  

5. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.5.2021 zahlen.  

6. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.6.2021 zu zahlen.  

7. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.7.2021 zu zahlen.  

8. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.8.2021 zu zahlen.  

9. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2021 zu zahlen.  
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10. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat September 2021 an den Kläger 
494,00 EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basis-
zinssatz ab 1.10.2021 zu zahlen.  

11. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2021 zu zahlen.  

12. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat November 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.12.2021 zu zahlen.  

13. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Dezember 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.1.2022 zu zahlen.   

14. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2022 zu zahlen.  

15. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2022 zu zahlen.  

16. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat März 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.4.2022 zu zahlen.  

17. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz  ab 
1.5.2022 zu zahlen.  

18. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.6.2022 zu zahlen.  

19. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.7.2022 zu zahlen.  

20. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst  Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.8.2022 zu zahlen.  

21. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2022 zu zahlen.  
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22. Die  Beklagte  wird  verurteilt, für den Monat September 2022 an den Kläger 
494,00 EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten  über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz ab 1.10.2022 zu zahlen.  

23. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2022 zu zahlen.  

24. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat November 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen  Basiszinssatz 
ab 1.12.2022 zu zahlen.  

25. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat  Dezember 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.1.2023 zu zahlen.  

26. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2023 zu zahlen.  

27. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2023 zu zahlen.  

28. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat März 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.4.2023 zu zahlen.  

29. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.5.2023 zu zahlen.  

30. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.6.2023 zu zahlen.  

31. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.7.2023 zu zahlen.  

32. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.8.2023 zu zahlen.  

33. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2023 zu zahlen.  
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34. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat September 2023 an den Kläger 
494,00 EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basis-
zinssatz ab 1.10.2023 zu zahlen.  

35. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2023 zu zahlen.  

36. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat November 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen  Basiszinssatz 
ab 1.12.2023 zu zahlen.  

37. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Dezember 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.1.2024 zu zahlen.  

38. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2024 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2024 zu zahlen.  

39. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2024 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2024 zu zahlen.  

40. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat März 2024 an den Kläger  520,25 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.4.2024 zu zahlen.  

41. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.5.2024 zu zahlen.  

42. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz  ab 
1.6.2024 zu zahlen.  

43. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.7.2024 zu zahlen.  

44. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.8.2024 zu zahlen.  

45. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2024 an den Kläger 520,25 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2024 zu zahlen.  
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46. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat September 2024 an den Kläger 
520,25 EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basis-
zinssatz ab 1.10.2024 zu zahlen.  

47. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2024 an den Kläger 520,25 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2024 zu zahlen.  

48. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat November 2024 an den Kläger 520,25 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.12.2024 zu zahlen.  

49. Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, den Kläger seit dem 
01.12.2024 nach der Entgeltgruppe 9b Stufe 6 der Anl. 1, Teil II des Tarifvertrages 
über das Entgeltgruppenverzeichnis der „die Autobahn GmbH des Bundes" (TV 
EGV Autobahn) zu vergüten und die monatlichen Bruttonachzahlungsbeträge ab 
dem Tag nach der jeweiligen Fälligkeit mit 5 % über dem jeweiligen Basiszinssatz 
zu verzinsen.  
 

II. Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.  

III. Die Revision wird zugelassen. 
 
 

 
Tatbestand: 

 

 

Die Parteien streiten um die Eingruppierung des Klägers nach dem Tarifvertrag über das 

Entgeltgruppenverzeichnis der „Die Autobahn GmbH des Bundes“ (im Folgenden: TV EGV 

Autobahn) und daraus resultierende Zahlungsansprüche. 

Der 1964 geborene Kläger, der über einen Meistertitel im Kraftfahrzeugmechaniker-Hand-

werk (vgl. Bl. 10 der Akte) verfügt, war zunächst seit 01.04.1986 beim Freistaat Bayern als 

Rechtsvorgänger der Beklagten in der Autobahndirektion H. tätig. Seit 01.12.1997 übt er 

die Tätigkeit als Werkstattleiter der Autobahnmeisterei A-Stadt aus (vgl. Schreiben vom 

11.12.1997, Bl. 9 d.A.). Als solcher ist er für die Einsatzbereitschaft der Fahrzeuge und 

Maschinen der Autobahnmeisterei verantwortlich. Dabei gehört zu seinen Aufgaben auch 

die Ersatzteil- und Materialbeschaffung und die Ermittlung des Reparaturbedarfs. In der 

Werkstatt sind zwei weitere Mitarbeiter beschäftigt, ein Mechaniker und ein Mechatroniker. 
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Zu den Aufgaben des Klägers gehört es, die Arbeitsabläufe in der Werkstatt zu priorisieren, 

die Mitarbeiter zur Arbeit einzuteilen und sie fachlich anzuleiten. Die Priorisierung der Arbeit 

und die Aufgabenzuweisung nimmt ca. 10 % seiner Arbeitszeit in Anspruch (vgl. Sitzungs-

protokoll vom 18.12.2024, Blatt 242 der Berufungsakte). Der Kläger ist Sicherheitsbeauf-

tragter, Verantwortlicher für Instandhaltung von Bremsen/Fahrwerk/Lenkung und befähigte 

Person sämtlicher UVV-Prüfungen. 

Auf das Arbeitsverhältnis fanden die tariflichen Regelungen des Tarifvertrags für den öf-

fentlichen Dienst der Länder (im Folgenden: TV-L) einschließlich dessen Entgeltordnung 

Anwendung. 

Im Zuge der Überleitung der Bundesautobahnen und Fernstraßen in den Verantwortungs-

bereich des Bundes ging das Arbeitsverhältnis des Klägers im Wege des Betriebsüber-

gangs zum 01.01.2021 auf die Beklagte über.  

Für die Überleitung der Beschäftigten der Länder in dieses Tarifrecht war der Tarifvertrag 

zur Einführung des Tarifrechts für „Die Autobahn GmbH des Bundes“ und zur Überleitung 

der Beschäftigten der Länder in dieses Tarifrecht (im Folgenden: EÜTV Autobahn) maß-

geblich (Bl. 30 ff d.A.). Nach § 3 Abs. 2 EÜTV Autobahn erfolgt die Überleitung grundsätz-

lich unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe. Gem. § 5 Abs. 1 Satz 2 EÜTV Auto-

bahn findet auf Antrag des übergeleiteten Beschäftigten eine Höhergruppierung statt, wenn 

sich für diesen nach dem TV EGV Autobahn eine höhere Entgeltgruppe als die Entgelt-

gruppe, in die er nach § 3 EÜTV Autobahn übergeleitet wurde, ergibt. 

Mit Schreiben vom 05.01.2021 hat der Kläger nach § 5 EÜTV die Höhergruppierung in die 

Entgeltgruppe 9b Stufe 6 geltend gemacht. Dies hat die Beklagte mit Schreiben vom 

24.07.2021 abgelehnt und dem Kläger mitgeteilt, dass er rückwirkend ab dem Übergang 

zur C. zum 01.01.2021 in die Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 3 des Teils II Abschnitt 1 des 

Entgeltgruppenverzeichnisses (Anlage 1 zum TV EGV Autobahn GmbH) eingruppiert sei 

(vgl. Bl. 9). Auf den weiteren Schriftwechsel der Parteien gemäß Anl. B3, 4 (vgl. Bl. 39 ff 
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d.A.) wird Bezug genommen. Der Kläger hat mehrfach die Eingruppierung in die Entgelt-

gruppe 9b Stufe 6 verlangt und dies auch über die Einzelgewerkschaft ver.di mit Schreiben 

vom 06.04.2022 gegenüber der Beklagten erfolglos geltend gemacht (vgl. 45 ff d.A.). 

Der zuständige Betriebsrat hat der von der Beklagten beabsichtigten Eingruppierung mit 

Beschluss vom 14.07.2021 zugestimmt (vgl. Anlage B2, Bl. 38 d.A.).  

Der Manteltarifvertrag für „Die Autobahn GmbH des Bundes“ (MTV Autobahn) lautet aus-

zugsweise wie folgt: 

… 

§ 13 Eingruppierung 

(1) 1Die Eingruppierung der/des Beschäftigten richtet sich nach dem Tarifvertrag über das Entgelt-

gruppenverzeichnis „Die Autobahn GmbH des Bundes“(TV EGV Autobahn) … 

(2) 1Die/der Beschäftigte ist in die Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die ge-

samte von ihr/ihm nach § 12 ausgeübte Tätigkeit entspricht. 2Die gesamte auszuübende Tätig-

keit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur 

Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeits-

merkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. 3Kann die Erfüllung 

einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt 

werden (z.B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob 

diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. 4Werden in einem Tätigkeits-

merkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in S. 2 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf 

die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung. 5Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein 

von S. 2 oder 4 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. 6Ist in einem Tätigkeitsmerk-

mal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der/des Beschäftigten bestimmt, muss 

auch diese Anforderung erfüllt sein. 

Protokollerklärungen zur Abs. 1: 

1. 1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die bezogen 
auf den Aufgabenkreis der/des Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren 
Arbeitsergebnis führen (z.B. unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, Planung von Bau-
ten, Aufstellen und Prüfen von Ausschreibungsunterlagen, Erstellung von Sicherheits- und Brand-
schutzkonzepten, Fertigung einer Bauzeichnung, Durchführung einer Unterhaltungs- bzw. Instand-
setzungsarbeit). 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsicht-
lich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden. 

2. Eine Anforderung im Sinne der S. 2 und 4 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte 
Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe. 
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… 

§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

(1) … 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalendermonat 

auf ein von der/dem Beschäftigten benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europä-

ischen Union. 3Fällt der Zahltag auf einem Samstag, einen Wochenfeiertag oder den 31. De-

zember, gilt der vorhergehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorherge-

hende Werktag als Zahltag. 

… 

§ 37 Ausschlussfrist 

(1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist 

von sechs Monaten nach Fälligkeit von der/dem Beschäftigten oder vom Arbeitgeber schriftlich 

geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des 

Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 

… 

Anhang zu § 39 Satz 3 Buchstabe a  

Glossar 

… 

I. Eingruppierung und Stufenzuordnung … 

8.  Der Begriff „Arbeitsvorgang“ (vgl. Protokollerklärung zu § 13 Abs. 2 MTV Autobahn) ist unverän-

dert anzuwenden. 

…“ 

 

Die maßgebenden Tätigkeitsmerkmale in der Anlage 1 Teil II zum TV EGV Autobahn lauten 

auszugsweise wie folgt: 

„Nr. 1 Beschäftigte im Straßenbetriebsdienst  

Vorbemerkung  

1Nach diesem Abschnitt sind Beschäftigte eingruppiert, die (…). 4Weiter sind hiernach Beschäftigte 

eingruppiert, die die Fahrzeuge und Geräte warten und instand halten bzw. dafür verantwortlich sind 

und für die fachgerechte Lagerung von Arbeitsgeräten und Betriebsstoffen sorgen. 5Nach diesem 
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Abschnitt sind ferner Beschäftigte eingruppiert, denen die Leitung von Autobahn- oder Straßenmeis-

tereien übertragen ist. 6Nach den Tätigkeitsmerkmalen dieses Abschnitts sind auch diejenigen Be-

schäftigten eingruppiert, denen ohne die jeweils aufgeführte Ausbildung oder Prüfung aufgrund ihrer 

Eignung entsprechende Tätigkeiten übertragen wurden. 

(…) 

Entgeltgruppe 9a 

1. Beschäftigte, denen schriftlich die Leitung einer Kolonne übertragen wurde (Kolonnenführerinnen 

und Kolonnenführer). (Eine Vorarbeiterzulage steht nicht zu.) 

2. Streckenwartinnen und -warte (motorisierte Straßenwärterinnen und -wärter, Verkehrssicherheits-

wartinnen und -warte). (Streckenwartinnen und -warte sind Straßenwärterinnen oder -wärter oder 

Beschäftigte mit betriebseigener Prüfung, die örtliche Kontrollen an Verkehrsflächen (z.B. Fahrbah-

nen, Bauwerken, Entwässerungseinrichtungen, Nebenflächen) durchführen und die Beseitigung 

festgestellter Mängel einleiten bzw. durchführen und ggfs. Sofortmaßnahmen zur Verkehrssicherheit 

durchführen.)  

3. Beschäftigte mit abgeschlossener Ausbildung in einem einschlägigen Ausbildungsberuf mit min-

destens dreijähriger Ausbildungsdauer oder mit betriebseigener Prüfung, die besonders schwierige 

Arbeiten verrichten und außerdem für die Einsatzbereitschaft des gesamten Kraftfahrzeug- und Ma-

schinenparks einer Autobahn- oder Straßenmeisterei verantwortlich sind und die fachliche Anleitung 

von weiteren Fachkräften übernehmen.  

Entgeltgruppe 9b 

Beschäftigte mit Meisterbrief des Kraftfahrzeughandwerks in Leitungsfunktion oder mit vergleichbar 

verantwortungsvoller Tätigkeit. 

Entgeltgruppe 10 

Beschäftigte, die schriftlich zuständigen Vertreterinnen oder Vertreter der Leiterin oder des Leiters 

einer Autobahn- oder Straßenmeisterei der Entgeltgruppe 11 bestellt sind 

Entgeltgruppe 11 

1. Leiterinnen und Leiter einer Autobahn- oder Straßenmeisterei. 

2. Beschäftigte, die schriftlich zuständigen Vertreterinnen oder Vertreter der Leiterin oder des Leiters 

einer Autobahn- oder Straßenmeisterei der Entgeltgruppe 12 bestellt sind. 

…“ 

 

Mit seiner am 29.06.2022 zum Arbeitsgericht Nürnberg erhobenen und der Beklagten am 

04.07.2022 zugestellten und im Laufe des Verfahrens mehrfach erweiterten Klage macht 
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der Kläger die der Höhe nach unstreitigen Differenzbeträge für die Vergangenheit ab Januar 

2021 geltend und begehrt die Feststellung, dass er in die Entgeltgruppe 9b Stufe 6 des 

Teils II Nr. 1 der Anlage 1 zum TV EGV Autobahn einzugruppieren und dementsprechend 

zu vergüten sei.  

Der Kläger hat erstinstanzlich wie folgt vorgetragen:  

Er erfülle als Werkstattleiter mit Meisterbrief die Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppe 9b 

des Teils II Nr. 1 der Anlage 1 zum TV EGV Autobahn und sei daher entsprechend einzu-

gruppieren und zu vergüten.  

Aufgabe der Werkstatt sei insbesondere die Sicherstellung der Einsatzbereitschaft des ge-

samten Kraftfahrzeug- und Maschinenparks. Als Werkstattleiter habe er Aufgaben im Be-

reich der Mitarbeiterführung, im Bereich der Planung und Organisation der Werkstatt, Zu-

satzaufgaben sowie allgemeine Aufgaben, die im Rahmen der Tätigkeit der Werkstatt an-

fallen würden. Als Werkstattleiter trage er die gesamte Verantwortung für die Planung und 

Organisation der Werkstatt und beaufsichtigte/überprüfe die Arbeit der ihm zugeteilten Mit-

arbeiter. Bei Bedarf werde dem Kläger ein weiterer Arbeiter vom Straßenbetriebsdienst zu-

geteilt. Im Bereich der Mitarbeiterführung priorisiere er die Arbeitsaufträge, koordiniere die 

Aufgaben und Tätigkeiten der Werkstatt, erledige die tägliche Arbeitseinteilung sowie die 

Verteilung der Tätigkeiten auf die Mitarbeiter und überprüfe und überwache verrichtete Ar-

beiten. Er treffe fachliche Entscheidungen über die Durchführung der Arbeiten und gebe 

diese an die Mitarbeiter weiter. Bei umfangreicheren Schäden an den Fahrzeugen ent-

scheide er, ob die Arbeiten durch die Mitarbeiter der Werkstatt zeitlich und technisch leistbar 

seien und ob gegebenenfalls Fremdfirmen mit der Reparatur beauftragt werden müssten. 

Er erkenne den Bedarf an Weiterbildungen und Qualifizierung seiner Mitarbeiter, suche 

passende Fortbildungsmöglichkeiten heraus, stelle diese anschließend dem Dienststellen-

leiter vor und hole die entsprechende Genehmigung ein. Er unterweise sämtliche Beschäf-

tigte des Straßenbetriebsdienstes und der Werkstatt in der Bedienung, Wartung und Ein-

haltung der Sicherheitsvorschriften und Sicherheitseinrichtungen aller Fahrzeuge und Ge-

räte. Weiter unterweise er jährlich alle Beschäftigten des Straßenbetriebsdienstes sowie 

der Werkstatt für die Winterdienstgeräte, übernehme die individuellen Anweisungen und 
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Unterweisungen der neuen Beschäftigten der Autobahnmeisterei hinsichtlich des Kraftfahr-

zeug- und Maschinenparks. Er sei für die Bestandsverwaltung des gesamten Kraftfahrzeug- 

und Maschinenparks zuständig, erfasse monatlich alle Fahrzeugdaten und kümmere sich 

um die Beschaffung aller für die Werkstatt benötigten Materialien, welche er bis zu einem 

Bestellwert von 1000,00 € selbst vornehmen dürfe, andernfalls leite er dies an den Dienst-

stellenleiter zu Genehmigung weiter.  

Die Beklagte verenge den Anwendungsbereich der Leitungsfunktion. Der Kläger sei sowohl 

in der Beaufsichtigung und auch der Anleitung sowie bei fachlichen Fragen der ihm fest 

zugeteilten Mitarbeiter Ansprechpartner und Vorgesetzter. Ablauf und Durchführung der Ar-

beiten sowie die erforderliche Betreuung würden durch den Kläger als Fachaufsicht in der 

Werkstatt geleistet. Ihm sei bereits im Jahre 2020 in einem Zwischenzeugnis bestätigt wor-

den, dass ihm als Werkstattleiter die persönliche und fachliche Dienstaufsicht über die Me-

chatroniker obliege (vgl. Bl. 65 f d.A.). Leitungsfunktion umfasse nicht nur die reine Führung 

des Personals, vielmehr sei auch dann von einer Leitungsfunktion auszugehen, wenn sämt-

liche Bereiche/Abteilungen im vollständigen Verantwortungsbereich des Klägers liegen und 

sämtliche Arbeitsvorgänge, welche diesen Bereich fachlich umfassen, vollumfänglich von 

ihm ausgeführt bzw. überwacht würden. Weiter sei der Kläger für die jährliche Unterweisung 

aller im Straßendienst tätigen Beschäftigten sowie für die Einweisung der Beschäftigten in 

neue Geräte und Maschinen zuständig. Sämtliche Arbeitsvorgänge des Klägers, somit zeit-

lich mehr als die Hälfte der Arbeitsvorgänge, würden das Tätigkeitsmerkmal der Entgelt-

gruppe 9b erfüllen, die sich insoweit von der Entgeltgruppe 9a durch das Erfordernis des 

Meisterbriefes unterscheide.  

Darüber hinaus führe der Kläger auch verantwortungsvolle Tätigkeiten i.S.d. 2. Alternative 

der Entgeltgruppe 9b aus. Solche könnten sich ergeben aus der aktiven, selbstständigen 

Mitwirkung bei der Weiterentwicklung von Fahrzeugen und Geräten, einer Mitverantwor-

tung außerhalb personeller Angelegenheiten, einer Haftung oder Entscheidungskompetenz 

sowie Unterzeichnungs- bzw. Vertretungsbefugnis oder aus der tatsächlichen Durchfüh-

rung von systemrelevanten Arbeiten an Kraftfahrzeugen und Geräten, insbesondere Arbeit 

an Bremsen. Der Kläger habe die Fachaufsicht für die zwei Mitarbeiter in der Werkstatt und 

deren originäre Aufgaben. Außerdem sei er als Beauftragter für den Arbeitsschutz zustän-
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dig. Weiter sei er Verantwortlicher für die Instandhaltung von Bremsen/Fahrwerk/Len-

kungsteilen, befähigte Person für sämtliche UVV-Prüfungen, zuständig für die jährliche 

Vergabe von nicht ortsfesten elektrischen Geräten zur UVV Prüfung, für die Prüfung aller 

Fahrzeuge und Anhänger vor der Hauptuntersuchung sowie die Koordinierung der Prüflis-

ten und er sei Key-User für den Raum H.. Er sei insoweit gerade für die von der Beklagten 

selbst ausgeführte Tätigkeit der Durchführung von systemrelevanten Arbeiten an Kraftfahr-

zeugen und Geräten zuständig, auch für die Arbeit an den Bremsen sowie dem Fahrwerk 

und den Lenkungsteilen.  

Die Beklagte hat erstinstanzlich wie folgt entgegnet: 

Der Kläger erfülle nicht die Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppe 9b des Teils II Nr. 1 der 

Anlage 1 zum TV EGV Autobahn. Das Vorhandensein eines Meisterbriefes reiche nicht 

aus. Vielmehr müsste der Kläger auch Leitungsfunktion innehaben. Leitungsfunktion nach 

dieser Regelung bedeute jedoch nicht nur die fachliche Anleitung von Mitarbeitern (diese 

sei bereits explizit in der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 3 des Teils II Nr. 1 des TV EGV 

Autobahn als Merkmal genannt), sondern meine darüber hinaus Führungsaufgaben und  

-verantwortung, die mit Personalführung und -entwicklung einhergehen würden. Über die 

fachliche Anleitung von weiteren Fachkräften hinausgehende Leitungsfunktion, wie bei-

spielsweise die Dienstaufsicht (nicht Fachaufsicht), Mitarbeitergespräche, Beurteilungen, 

Genehmigung von Urlaub, Fortbildung und Dienstreisen etc. würden in der Autobahnmeis-

terei A-Stadt, in welcher der Kläger tätig sei, ausschließlich in der Zuständigkeit des zustän-

digen Straßenmeisters als Leiter der Meisterei liegen. Auch müsse berücksichtigt werden, 

dass es sich bei der Werkstatt, deren Leitung dem Kläger übertragen worden sei, nur um 

eine kleine Werkstatt handle und dass die Aufgaben des Klägers nicht so schwierig und 

verantwortungsvoll seien und v.a. nicht 50 % des Arbeitszeitanteils überschreiten würden, 

der für die entsprechende Eingruppierung Voraussetzung sei. Insbesondere seien die vom 

Kläger geschilderten Tätigkeiten in Bezug auf den Fuhrpark und im Bereich der „Mitarbei-

terführung“ abschließend im Merkmal “Verrichtung schwierige Arbeiten, der Verantwortlich-

keit für die Einsatzbereitschaft des gesamten Kraftfahrzeug- und Maschinenparks der Au-

tobahnmeisterei und der Übernahme der fachlichen Anleitung von weiteren Fachkräften“ 

der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 3 des Teils II, Nr. 1 des TV EGV Autobahn geregelt. Denk-

bar sei die Annahme einer vergleichbar verantwortungsvollen Tätigkeit beispielsweise 
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dann, wenn über den typischen Maschinen-und Fuhrpark einer Autobahnmeisterei hinaus 

besondere Maschinen oder Kraftfahrzeuge vorhanden seien oder wenn die Verantwortung 

für die Einsatzbereitschaft des Fuhr- und Maschinenparks über mehr als nur eine Auto-

bahnmeisterei hinausgehe. Dies sei nicht gegeben. Beispielsweise würde die Verwaltung 

des Kraftfahrzeug- und Maschinenparks in Form der Beschaffung von Ersatzteilen und Ma-

terialien etc. ebenfalls der Erhaltung der Einsatzbereitschaft im Sinne der Entgeltgruppe 9a 

dienen. Die endgültige Abwicklung von Unfallschäden werde im Übrigen nicht in der Auto-

bahnmeisterei, sondern in der Abteilung „Schadensangelegenheiten“ der Niederlassung 

vorgenommen. Die diesbezüglichen Tätigkeiten in der Autobahnmeisterei würden sich le-

diglich auf Vorbereitungsmaßnahmen beschränken. Auch werde im Rahmen der von der 

Klägerseite geschilderten Beschaffung besonders deutlich, dass er keine vergleichbar ver-

antwortliche verantwortungsvolle Tätigkeit im Sinne der Entgeltgruppe 9b ausübe. Hierzu 

werde die finanzielle Verantwortung in einem herausgehobenen Budgetrahmen vorausge-

setzt. Der Kläger könne nach eigenen Angaben jedoch Bestellungen nur bis zu einem Wert 

von 1000,00 € selbständig ausführen und benötige darüberhinausgehend die Genehmi-

gung des Dienststellenleiters. 

Soweit der Kläger auf eine im Zwischenzeugnis aus dem Jahr 2020 erwähnte Vorgesetzten-

funktion hinweise, sei zum einen festzuhalten, dass sich dieses zum einen noch auf den 

Zeitraum der Bundesauftragsverwaltung durch die Länder und deren Organisationsstruktur 

inklusive Tarifrecht der Länder beziehe und somit keinen Rückschluss auf die C. und deren 

Tarifstruktur zulasse und zum anderen der Kläger auch zu diesem Zeitpunkt trotz der For-

mulierung „persönliche Dienstaufsicht“ nur die fachliche Anleitung der Werkstattmitarbeiter 

ausgeübt und die Personalführung als solche bereits damals beim Leiter der Autobahn-

meisterei gelegen habe. 

Wegen des weiteren erstinstanzlichen Vortrags der Parteien und der genauen Antragsstel-

lung wird auf den Tatbestand im Urteil des Arbeitsgerichts nebst den dortigen Bezugnah-

men verwiesen. 
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Das Arbeitsgericht hat die Klage mit Endurteil vom 28.05.2024 abgewiesen. Der Kläger sei 

insbesondere nicht in Leitungsfunktion im Sinne der Entgeltgruppe 9b beschäftigt, die über 

die in der Entgeltgruppe 9a der Anlage 1 Teil II Nr. 1 TV EGV Autobahn erfasste Anleitung 

von Fachkräften hinausgehe. Wegen der weiteren Einzelheiten der Begründung wird auf 

die Entscheidungsgründe im Urteil des Arbeitsgerichts Bezug genommen. 

Das Urteil des Arbeitsgerichts wurde dem Kläger am 09.08.2024 zugestellt. Er legte hier-

gegen mit Schriftsatz vom 04.09.2024, eingegangen beim Landesarbeitsgericht am 

05.09.2024, Berufung ein und begründete sie mit Schriftsatz vom 22.10.2024, eingegangen 

beim Landesarbeitsgericht am selben Tage. Die Berufungsbegründungsfrist war bis 

23.10.2024 verlängert worden.  

Zur Begründung der Berufung nimmt der Kläger Bezug auf seinen erstinstanzlichen Vor-

trag, den er zum Teil auch wiederholt, vertieft und ergänzt. Der Kläger sei insgesamt für die 

Materialbeschaffung zuständig. Kriterien der Beschaffung seien die Wirtschaftlichkeit des 

Angebotes, die Qualität der Teile sowie deren Verfügbarkeit. Bestellungen würden (Vierau-

genprinzip) durch den Dienststellenleiter freigegeben. Grundsätzlich würden alle Bestellun-

gen für den Bereich Werkstatt über den Kläger erfolgen. Bei Materialbeschaffung ab einem 

Wert von 1.000,- € hole der Kläger regelmäßig drei Angebote ein, kennzeichne das von ihm 

favorisierte Angebot und gebe es sodann an den Dienststellenleiter zur Genehmigung wei-

ter. Die insgesamt zu betreuende Anzahl der Fahrzeuge vor Ort sei im Wesentlichen kon-

stant, seit ca. vier Jahren handle es sich um neun Fahrzeuge sowie weitere Fahrzeuge und 

Maschinen. Auch Unfallschäden wickele der Kläger eigenverantwortlich ab. Unter dem Klä-

ger arbeiteten ein Mechaniker und ein Mechatroniker in Vollzeit. Der Kläger übernehme die 

Arbeitsorganisation, insbesondere wenn längere Urlaubszeiten eines der beiden Mechani-

ker gegeben seien. Bei erhöhter Arbeitsbelastung fordere der Kläger bei eigener Einschät-

zung des anfallenden Arbeitspensums „Personal von der Strecke“ an, das nach Möglichkeit 

auch zugeteilt werde. Urlaube seiner Mitarbeiter würden vom Kläger koordiniert und dann 

lediglich noch „pro forma“ vom Vorgesetzten abgezeichnet nach entsprechender Beantra-

gung. Der Kläger übernehme zusammenfassend die Arbeitsplanung, den Personaleinsatz, 

die Gestaltung der Arbeitsprozesse, die Koordinierung der Abläufe, die Zeiteinteilung und 

Priorisierung, die Kontrolle der Arbeitsergebnisse und die Bewertung der technischen sowie 
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betriebswirtschaftlichen Leistung. Es obliege ausschließlich dem Kläger, vor Ort die tägli-

chen Arbeitsabläufe vorzugeben, zu organisieren, zu überwachen, zu lenken und insge-

samt deren Ordnungsgemäßheit sicherzustellen. Der Kläger prüfe täglich stets, welche Ar-

beitskapazitäten vor Ort vorliegen und ob mit eben diesen der konkrete Arbeitsanfall erledigt 

werden könne. Hierbei müssten die zu erledigenden Arbeiten nach Dringlichkeit priorisiert 

werden. Die Leitungsfunktion des Werkstattleiters in I-Stadt sei vergleichbar mit derjenigen 

des Klägers in Mitarbeiterführung, Planung und Organisation. Auch der dortige Werkstatt-

leiter sei Vorgesetzter von 2 Mitarbeitern. Der Kläger teile seine Aufgaben als Sicherheits-

beauftragter, als Verantwortlicher für Instandhaltung von Bremsen/Fahrwerk/Lenkung und 

als befähigte Person sämtlicher UVV-Prüfungen selber ein ohne zeitliche und örtliche Vor-

gaben. Diese Tätigkeiten fielen schwankend an und machten ca. 10 % der Arbeitszeit aus. 

 

 

Der Kläger hat im Berufungsverfahren beantragt:  

 
1. Auf die Berufung des Klägers wird das Endurteil des Arbeitsgerichts Nürnberg 
vom 28.05.2024, Aktenzeichen 11 Ca 2529/22, aufgehoben.  

2. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2021 zu zahlen.  

3. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2021 zu zahlen.  

4. Die Beklagte  wird  verurteilt,  für  den  Monat  März  2021  an  den  Kläger  494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.4.2021 zu zahlen.  

5. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst  Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten  über  dem  jeweiligen  Basiszinssatz  
ab 1.5.2021 zahlen.  

6. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen  Basiszinssatz  ab 
1.6.2021 zu zahlen.  
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7. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen  Basiszinssatz  
ab 1.7.2021 zu zahlen.  

8.  Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2021 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v.  5  Prozentpunkten über dem jeweiligen  Basiszinssatz  
ab 1.8.2021 zu zahlen.  

9. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2021 zu zahlen.  

10. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat September 2021 an den Kläger 
494,00 EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten  über dem jeweiligen  Ba-
siszinssatz ab 1.10.2021 zu zahlen.  

11. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2021 zu zahlen.  

12. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat November 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen  Basiszins-
satz ab 1.12.2021 zu zahlen.  

13. Die  Beklagte wird verurteilt, für den Monat Dezember 2021 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.1.2022 zu zahlen.   

14. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2022 zu zahlen.  

15. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2022 zu zahlen.  

16. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat März 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.4.2022 zu zahlen.  

17. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.5.2022 zu zahlen.  

18. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.6.2022 zu zahlen.  
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19. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.7.2022 zu zahlen.  

20. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2022 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v  5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.8.2022 zu zahlen.  

21. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2022 zu zahlen.  

22. Die Beklagte  wird  verurteilt, für den Monat September 2022 an den Kläger 
494,00 EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz ab 1.10.2022 zu zahlen.  

23. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2022 zu zahlen.  

24. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat November 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen  Basiszinssatz 
ab 1.12.2022 zu zahlen.  

25. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Dezember 2022 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.1.2023 zu zahlen.  

26. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2023 zu zahlen.  

27. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2023 zu zahlen.  

28. Die Beklagte wird verurteilt, für  den  Monat März 2023 an den Kläger  494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.4.2023 zu zahlen.  

29. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz  ab 
1.5.2023 zu zahlen.  

30. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v.  5  Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz  
ab 1.6.2023 zu zahlen.  
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31.  Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v.  5  Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.7.2023 zu zahlen.  

32. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2023 an den Kläger 494,00 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v.  5  Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz  
ab 1.8.2023 zu zahlen.  

33. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2023 zu zahlen.  

34. Die Beklagte wird  verurteilt, für den Monat September 2023 an den Kläger 
494,00 EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen  Ba-
siszinssatz ab 1.10.2023 zu zahlen.  

35.  Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2023 zu zahlen.  

36. Die Beklagte wird  verurteilt, für den Monat November 2023 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.12.2023 zu zahlen.  

37. Die Beklagte wird verurteilt,  für  den  Monat  Dezember 2023 an den Kläger 
494,00 EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz ab 1.1.2024 zu zahlen.  

38. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Januar 2024 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.2.2024 zu zahlen.  

39. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Februar 2024 an den Kläger 494,00 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.3.2024 zu zahlen.  

40. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat März 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.4.2024 zu zahlen.  

41. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat April 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz  ab 
1.5.2024 zu zahlen.  

42. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Mai 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto nebst  Zinsen  i.H.v.  5  Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz  
ab 1.6.2024 zu zahlen.  
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43.  Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juni 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v.  5  Prozentpunkten  über  dem  jeweiligen  Basiszinssatz  
ab 1.7.2024 zu zahlen.  

44. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Juli 2024 an den Kläger 520,25 EUR 
brutto  nebst  Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 
1.8.2024 zu zahlen.  

45. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat August 2024 an den Kläger 520,25 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.9.2024 zu zahlen.  

46. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat September 2024 an den Kläger 
520,25 EUR brutto nebst Zinsen  i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz ab 1.10.2024 zu zahlen.  

47. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat Oktober 2024 an den Kläger 520,25 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.11.2024 zu zahlen.  

48. Die Beklagte wird verurteilt, für den Monat November 2024 an den Kläger 520,25 
EUR brutto nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
ab 1.12.2024 zu zahlen.  

49. Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, den Kläger seit dem 
01.12.2024 nach der Entgeltgruppe 9b Stufe 6 der Anl. 1, Teil II des  Tarifvertrages 
über das Entgeltgruppenverzeichnis der „die Autobahn GmbH des Bundes" (TV EGV 
Autobahn) zu vergüten und die monatlichen Bruttonachzahlungsbeträge ab dem Tag 
nach der jeweiligen Fälligkeit mit 5 % über dem jeweiligen Basiszinssatz zu verzin-
sen.   
 

 

 

Die Beklagte hat beantragt:  
 

Die Berufung wird zurückgewiesen.  
 
 
 

Die Beklagte verteidigt das Urteil des Arbeitsgerichts. Sie nimmt Bezug auf ihren erstin-

stanzlichen Vortrag und wiederholt, vertieft und ergänzt ihn. Seine Tätigkeit als Werkstatt-

leiter übe der Kläger nicht in einer Leitungsfunktion im Sinne der Entgeltgruppe 9b Alt. 1 

Teil II Nr. 1 der Anl. 1 zum TV EGV Autobahn aus. Unter Leitungsfunktion sei zutreffend 
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das verantwortliche Führen zu verstehen. Dahingegen sei Anleitung im Sinne der Entgelt-

gruppe 9a lediglich das Unterweisen und Führen von Mitarbeitern. Der Unterschied zwi-

schen den Entgeltgruppen liege vor allem in der großen Selbstständigkeit, mit welcher die 

Tätigkeit ausgeführt werde. Notwendig sei, dass die Tätigkeit über fachliche Anleitung von 

Fachkräften hinausgehe und zeitlich mindestens 50 % der Arbeitsvorgänge betreffe. Die 

Führungsverantwortung und Personalentwicklung liege nicht beim Kläger, sondern beim 

jeweiligen Straßenmeister. Der Kläger entscheide weder über Einstellung, Urlaubsanträge, 

Beurteilungen, Mitarbeitergespräche noch über etwaige Fortbildungen seiner zwei unter-

stellten Mitarbeiter. Fortbildungen für die ihm unterstellten Mitarbeiter könne der Kläger nur 

anregen. Er habe hierfür auch kein eigenes Budget. Auch habe er bei Mehrbedarf an Per-

sonal wegen hohem Arbeitsaufkommen keine Entscheidungshoheit. Zusätzliches Personal 

müsse er beim Dienststellenleiter beantragen, dem diesbezüglich auch die Entscheidung 

obliege. Mangels Personalverantwortung gehe auch der Verweis des Klägers auf die Ein-

gruppierung der Werkstattleiter in I-Stadt sowie in J-Stadt fehl, da sich jene Werkstattleiter 

die Personalverantwortung mit dem jeweiligen Leiter der Autobahnmeisterei teilen würden. 

Eine solche Aufteilung finde in der Autobahnmeisterei A-Stadt nicht statt. Ebenso ergebe 

sich keine Leitungsfunktion aus seiner etwaigen Verantwortlichkeit für den von ihm zu be-

treuenden Fuhrpark, da diese lediglich eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe 9a recht-

fertige. Den Beweis einer Leitungsfunktion habe der Kläger auch nicht durch die erstmals 

in der 2. Instanz vorgelegte Tätigkeitauflistung erbringen können. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien im Berufungsverfahren wird auf die Schrift-

sätze des Klägers vom 22.10.2024 nebst Anlagen (Bl. 31 ff. der Berufungsakte) und vom 

13.12.2024 (Bl. 227 ff. der Berufungsakten), auf die Schriftsätze der Beklagten vom 

22.11.2024 (Bl. 141 ff. der Berufungsakten) und vom 10.12.2024 nebst Anlagen (Blatt 146 

ff. der Berufungsakten) sowie auf die Sitzungsniederschrift vom 18.12.2024 (Bl. 241 ff. der 

Berufungsakten) Bezug genommen. 
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Entscheidungsgründe: 

 

A. 

Die Berufung ist zulässig. Sie ist statthaft, § 64 Abs. 1, 2 b ArbGG, und auch in der gesetz-

lichen Form und Frist eingelegt und begründet worden, §§ 66 Abs. 1, 64 Abs. 6 Satz 1 

ArbGG, 519, 520 ZPO. 

B. 

Die Berufung ist auch begründet. Der Kläger hat Anspruch auf Vergütung nach Entgelt-

gruppe 9b Stufe 6 der Anl. 1, Teil II des Tarifvertrages über das Entgeltgruppenverzeichnis 

der „Die Autobahn GmbH des Bundes" (TV EGV Autobahn). 

I. Die Klage ist zulässig.  

1. Für die Zeit ab dem 01.12.2024 ist der Feststellungsantrag als allgemein übliche 

Eingruppierungsfeststellungsklage zulässig. Soweit der Kläger im Antrag neben der Ent-

geltgruppe eine bestimmte Stufe nennt, ist dies lediglich als Klarstellung bezogen auf den 

im Antrag genannten Zeitpunkt und nicht als selbständiges Feststellungsbegehren zu ver-

stehen. Die Stufe steht zwischen den Parteien ersichtlich nicht in Streit. 

2. Für die vorhergehende Zeit ab Januar 2021 bis zu dem vor der letzten mündlichen 

Verhandlung vor dem Landesarbeitsgericht (18.12.2024) abgeschlossenen Monat (= No-

vember 2024) hat der Kläger für jeden Monat bezifferte Leistungsanträge gestellt. Diese 

sind ohne weiteres zulässig ebenso wie die Änderung des insoweit erstinstanzlich gestell-

ten Feststellungsantrags in Leistungsanträge (§§ 264 Nr. 2, 533 Nr. 2 ZPO).  
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II. Die Klage ist auch begründet. Der Kläger erfüllt die tariflichen Voraussetzungen für 

eine Vergütung nach Entgeltgruppe 9b der Anl. 1, Teil II des TV EGV Autobahn. 

1. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden aufgrund beiderseitiger Tarifgebun-

denheit die Regelungen des Tarifwerks der Autobahn GmbH in seiner jeweils geltenden 

Fassung Anwendung (vgl. §§ 3 Abs. 1. 4 Abs. 1 TVG, § 613a Abs. 1 Satz 3 BGB). 

2. Die Eingruppierung des Klägers bestimmt sich, da er fristgemäß einen Antrag nach 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 EÜTV Autobahn gestellt hat, nach den §§ 13, 14 MTV Autobahn i.V.m. 

dem Entgeltgruppenverzeichnis zum TV EGV Autobahn. 

3. Die Eingruppierungsvoraussetzungen der Entgeltgruppe 9b des Teils II Nr. 1 der 

Anlage 1 zum TV EGV Autobahn sind erfüllt.  

a. Bei der tariflichen Eingruppierung ist von nachfolgenden Grundsätzen auszugehen: 

aa. Im Eingruppierungsstreit obliegt dem klagenden Beschäftigten nach den allgemei-

nen zivilprozessualen Grundsätzen die Darlegungslast. Vertritt er die Auffassung, seine Tä-

tigkeit erfülle die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals einer höheren als der vom Ar-

beitgeber angenommenen Entgeltgruppe, obliegt es ihm, je nach Lage und Erfordernissen 

des Einzelfalls, diejenigen Tatsachen vorzutragen und im Bestreitensfalle zu beweisen, die 

den rechtlichen Schluss zulassen, die tariflichen Anforderungen des beanspruchten Tätig-

keitsmerkmals der maßgebenden Entgeltgruppe seien erfüllt. Es obliegt daher regelmäßig 

dem Kläger, die ihm übertragenen Aufgaben im Einzelnen darzustellen (st.Rspr. z.B. BAG 

vom 14.10.2020 - 4 AZR 252/19; BAG vom 22.06.2022 - 4 AZR 440/21). 

bb. Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrages folgt den für die Auslegung 

von Gesetzen geltenden Regeln. Danach ist zunächst vom Tarifwortlaut auszugehen, wo-

bei der maßgebliche Sinn der Erklärung zu erforschen ist, ohne am Buchstaben zu haften. 

Bei nicht eindeutigem Tarifwortlaut ist der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien zu be-

rücksichtigen, soweit er in den tariflichen Normen seinen Niederschlag gefunden hat. Ab-

zustellen ist ferner auf den tariflichen Gesamtzusammenhang, weil dieser Anhaltspunkte 
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für den wirklichen Willen der Tarifvertragsparteien liefern kann und nur so der Sinn und 

Zweck der Tarifnorm zutreffend ermittelt werden kann. Lässt dies zweifelsfreie Auslegungs-

ergebnisse nicht zu, können weitere Kriterien wie Entstehungsgeschichte, praktische Tarif-

übung oder Praktikabilität ergänzend hinzugezogen werden. Im Zweifel gebührt derjenigen 

Tarifauslegung der Vorzug, die zu einer vernünftigen, sachgerechten, zweckorientierten 

und praktisch brauchbaren Regelung führt (st. Rspr. z.B. BAG vom 11.07.2012 - 10 AZR 

236/11 - Rn. 12, juris; BAG vom 20.03.2012 - 9 AZR 518/10 - Rn. 15, juris; BAG vom 2 

3.09.2009 - 4 AZR 382/08 - Rn. 14, juris; BAG vom 26.01.2005 - 4 AZR 6/04 Rn. 39, juris).  

b. Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze erfüllt der Kläger die 1. Alternative („Be-

schäftigter mit Meisterbrief des Kraftfahrzeughandwerks in Leitungsfunktion“) der Entgelt-

gruppe 9b des Teils II Nr. 1 der Anlage 1 zum TV EGV Autobahn. 

aa. Der Kläger ist Inhaber des Meisterbriefes des Kraftfahrzeughandwerks. 

bb. Die dem Kläger als Werkstattleiter übertragenen Aufgaben bilden einen einheitli-

chen Arbeitsvorgang im Sinne von § 13 MTV Autobahn. 

(1) Die Systematik der Eingruppierung in § 13 MTV Autobahn entspricht derjenigen in 

§ 12 TVöD. Beide Vorschriften sind im Wesentlichen wortgleich. Das Landesarbeitsgericht 

ist daher der Auffassung, dass die zum TVöD ergangenen Entscheidungen des Bundesar-

beitsgerichts, was die Systematik der Eingruppierung angeht, auf den MTV Autobahn über-

tragen werden können. Für den Begriff des Arbeitsvorgangs haben die Tarifparteien dies 

ausdrücklich im Anhang zu § 39 Satz 3 Buchstabe a Glossar I. Nr. 8 MTV Autobahn gere-

gelt.  

(2) Bei dem Tätigkeitsmerkmal „in Leitungsfunktion“ handelt es sich allerdings nicht um 

ein Funktionsmerkmal. Dies ergibt sich bereits daraus, dass der Wortlaut der Regelung 

schon nicht auf eine bestimmte Funktion, wie bspw. Leiter einer Kfz-Werkstatt, Schulhaus-

meister oder auch Leiter/-innen einer Autobahn- oder Straßenmeisterei (s. Entgeltgruppen 

10 aufwärts des Teils II Nr. 1 der Anlage 1 zum TV EGV Autobahn) abstellt, sondern darauf, 
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dass eine Tätigkeit „in Leitungsfunktion“ ausgeübt wird (ebenso LAG München 21.03.2024 

– 2 Sa 425/23 unter II. 4.2.1 der Entscheidungsgründe).  

(3) Nach § 13 Abs. 2 Satz 1 MTV Autobahn ist der Beschäftigte in der Entgeltgruppe 

eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihm nach § 12 MTV Autobahn 

auszuübende Tätigkeit entspricht. Das ist dann der Fall, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte 

Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerk-

mals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen (§ 13 Abs. 2 Satz 2 

MTV Autobahn).   

Maßgebend für die Bestimmung von Arbeitsvorgängen ist das Arbeitsergebnis. Für die Be-

urteilung, ob eine oder mehrere Einzeltätigkeiten zu einem Arbeitsergebnis führen, sind 

eine natürliche Betrachtungsweise und die durch die Arbeitgeberin vorgenommene Arbeits-

organisation ausschlaggebend. Dabei kann die gesamte vertraglich geschuldete Tätigkeit 

einen einzigen Arbeitsvorgang ausmachen. Einzeltätigkeiten können dann nicht zusam-

mengefasst werden, wenn die verschiedenen Arbeitsschritte von vornherein auseinander-

gehalten und organisatorisch voneinander getrennt sind. Hierfür reicht jedoch die theoreti-

sche Möglichkeit nicht aus, einzelne Arbeitsschritte oder Einzelaufgaben verwaltungstech-

nisch isoliert auf andere Beschäftigte zu übertragen. Bei der Zuordnung zu einem Arbeits-

vorgang können wiederkehrende und gleichartige Tätigkeiten zusammengefasst werden. 

Dem Arbeitsvorgang hinzuzurechnen sind dabei nach Satz 1 der Protokollerklärung zu § 13 

Abs. 2 MTV Autobahn auch Zusammenhangsarbeiten. Das sind solche, die aufgrund ihres 

engen Zusammenhangs mit bestimmten Aufgaben eines Beschäftigten bei der tariflichen 

Bewertung zwecks Vermeidung tarifwidriger „Atomisierung“ der Arbeitseinheiten nicht ab-

getrennt werden dürfen, sondern diesen zuzurechnen sind. Die tarifliche Wertigkeit der ver-

schiedenen Einzeltätigkeiten oder Arbeitsschritte bleibt dabei zunächst außer Betracht. Erst 

nachdem die Bestimmung des Arbeitsvorgangs erfolgt ist, ist dieser anhand des in An-

spruch genommenen Tätigkeitsmerkmals zu bewerten.  

(4) Um eine Eingruppierung nach der 1. Alternative (in Leitungsfunktion) der Entgelt-

gruppe 9b beanspruchen zu können, müssen daher bei der gesamten auszuübenden Tä-

tigkeit des Klägers zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich ge-
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nommen die Anforderungen dieses Tätigkeitsmerkmals erfüllen. Denn nur wenn die Tätig-

keit durch ein Funktionsmerkmal erfasst wird, ist regelmäßig von einem einheitlichen Ar-

beitsergebnis und damit einem einheitlichen Arbeitsvorgang auszugehen, solange nicht die 

verschiedenen Arbeitsschritte von vornherein auseinandergehalten und organisatorisch 

voneinander getrennt sind und zu einem unterschiedlichen Arbeitsergebnis führen (vgl. zum 

Ganzen LAG München vom 21.03.2024, a.a.O., m.w.N). Hierbei ist grundsätzlich davon 

auszugehen, dass es zum Erfüllen der tariflichen Anforderungen ausreichend ist, wenn ein 

Merkmal innerhalb des Arbeitsvorgangs in einem rechtlich erheblichen Ausmaß vorliegt. 

Nicht erforderlich ist es, dass das Merkmal innerhalb eines Arbeitsvorgangs in dem von 

§ 13 Abs. 2 Satz 2 MTV Autobahn bestimmten Maß erfüllt wird.  

(5) Danach handelt es sich bei den dem Kläger im Rahmen der Werkstattleitung über-

tragenen Aufgaben um einen Arbeitsvorgang, der deutlich mehr als 50 % seiner Arbeitszeit 

einnimmt. Dies wird deutlich anhand der nunmehr im Berufungsverfahren auch nach Zeit-

anteilen aufgelisteten Tätigkeiten (Schriftsatz vom 22.10.2024, S 7 ff = Bl. 37 ff der Beru-

fungsakten). Die Beklagte ist dieser Auflistung inhaltlich nicht entgegengetreten. Sie gilt 

daher als zugestanden (§ 138 Abs. 3 ZPO). Dabei kann offenbleiben, ob die dem Kläger 

übertragenen Zusatzaufgaben als Sicherheitsbeauftragter, als Verantwortlicher für Instand-

haltung von Bremsen/Fahrwerk/Lenkung und als befähigte Person sämtlicher UVV-

Prüfungen als eigene Arbeitsvorgänge zu werten sind, obwohl der Kläger diese Aufgaben 

ohne zeitliche und örtliche Vorgaben und damit wohl ohne organisatorische Abgrenzung 

erledigt. Denn diese Aufgaben nehmen nach dem Vortrag des Klägers, dem die Beklagte 

nicht entgegengetreten ist, nur ca. 10 % der Arbeitszeit ein. Jedenfalls zielen sämtliche 

Tätigkeiten im Rahmen der Werkstattleitung, bei denen eine organisatorische Trennung 

nicht ersichtlich ist, auf ein einheitliches Arbeitsergebnis ab, nämlich für die Einsatzfähigkeit 

des gesamten Kraftfahrzeug- und Maschinenparks der Autobahnmeisterei A-Stadt zu sor-

gen. Dies ist zwischen den Parteien auch nicht streitig, da die Beklagte den Kläger deswe-

gen in die Entgeltgruppe 9a Nr. 3 des Teils II Nr. 1 der Anlage 1 zum TV EGV Autobahn 

eingruppiert hat. Diesem Arbeitsergebnis dienen sowohl die Besprechungen am Morgen, 

die Arbeitseinteilung der Mitarbeiter, die Material- und Ersatzteilbeschaffung, die Ermittlung 

des Reparaturbedarfs und auch eigene Reparaturarbeiten im Bereich Bremsen/Fahr-

werk/Lenkung. 
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cc. Der Arbeitsvorgang Werkstattleitung ist eine Tätigkeit in Leitungsfunktion im Sinne 

der Entgeltgruppe 9b des Teils II Nr. 1 der Anlage 1 zum TV EGV Autobahn.  

(1) Leitung ist dabei die Verbindung von Aufgaben der Planung, Organisation, Anwei-

sung, Koordination und Kontrolle, d.h. die organisatorische Gesamtzuständigkeit für die 

übertragene Aufgabe. Dabei setzt eine Leitungstätigkeit neben einem definierten und ab-

grenzbaren Aufgabenbereich zwingend eine Weisungsbefugnis gem. § 106 GewO (Wei-

sungsrecht über Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung) voraus, da ohne anzuleitende  Per-

sonen eine Leitung oder auch Führung tatsächlich unmöglich wäre (BeckOK TVöD/Steuer-

nagel, 70. Ed. 01.03.2024, TVöD-AT § 12 Rn. 61). Nach ständiger Rechtsprechung (BAG 

04.07.2012 – 673/10 Rn. 25; BAG 22.9.2010 – 4 AZR 149/09 Rn. 18) kann eine Leitungs-

tätigkeit regelmäßig nicht in verschiedene Arbeitsvorgänge aufgeteilt werden, weil dann 

nicht mehr das  Arbeitsergebnis der „Leitung  einer Organisationseinheit“ maßgebend wäre, 

sondern die Tätigkeit auf unterschiedliche einzelne Arbeitsergebnisse zurückgeführt wer-

den müsste. 

Besteht eine Dienst- bzw. Fachaufsicht über weitere Beschäftigte, so setzt dies die Aufsicht 

während der ganzen Arbeitszeit voraus, auch wenn die Leitungskraft gerade mit anderen 

(z.B. sachbearbeitenden Aufgaben) beschäftigt ist. Wenn die Leitungskraft einer Organisa-

tionseinheit selbst Aufgaben wahrnimmt, die innerhalb des von ihr betreuten Bereichs an-

fallen, gehören diese Tätigkeiten als Zusammenhangsarbeiten zur einheitlich bewerteten 

Leitungstätigkeit (BAG 13.05.2020 –  4 AZR 173/19 Rn. 19, BeckOK TVöD/Steuernagel, 

70. Ed. 01.03.2024, TVöD-AT § 12 Rn. 62). Es ist unbeachtlich, wann und wie oft die Lei-

tungskraft als Leitung tätig wird, wenn sie nur jederzeit und sofort in der Lage ist, aktiv durch 

Erteilung der erforderlichen Anordnungen und fachlichen Weisungen einzugreifen. Insoweit 

kommt es auf den prozentualen Anteil an der Gesamtarbeitszeit nicht an (vgl. BAG AP BAT 

1975 § 22, 23 Nr. 38). 

(2) Der Kläger übt eine entsprechende Leitungstätigkeit im Sinne der Entgeltgruppe 9b 

der Anlage 1 Teil II Nr. 1 TV EGV Autobahn aus. 
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(a) Unstreitig ist es Aufgabe des Klägers, die anfallenden Arbeiten zu priorisieren und 

auf die ihm unterstellten zwei Mitarbeiter zu verteilen. Die Parteien haben in der mündlichen 

Verhandlung vom 18.12.2024 unstreitig gestellt, dass diese Aufgabe ca. 10 % der gesam-

ten Arbeitszeit des Klägers einnimmt. Damit fällt diese Tätigkeit – sofern es hierauf über-

haupt ankommen sollte - in rechtlich erheblichem Ausmaß an.  

(b) Die Verteilung der Arbeiten an die unterstellten Mitarbeiter ist typische Ausübung 

des Weisungsrechts nach § 106 GewO und damit eine Leitungsaufgabe im Sinne der Ent-

geltgruppe 9b der Anlage 1 Teil II Nr. 1 TV EGV Autobahn.  

(aa) Im Tarifvertrag ist nicht näher definiert, welchen Umfang und welche Befugnisse im 

Einzelnen die Leitungsfunktion im Sinne des Tarifmerkmals haben muss.  

(bb) Das erkennende Gericht ist zunächst der Auffassung, dass eine Leitungsfunktion im 

Sinne der Entgeltgruppe 9b der Anlage 1 Teil II Nr. 9b TV EGV Autobahn über die fachliche 

Anleitung im Sinne der Entgeltgruppe 9a der Anlage 1 Teil II Nr. 1 TV EGV Autobahn hin-

ausgehen muss. Denn die fachliche Anleitung von weiteren Fachkräften ist bereits in der 

Entgeltgruppe 9a abgebildet. Dort wird zwar nicht vorausgesetzt, dass der Arbeitnehmer 

Inhaber einer Meisterbriefs im Kraftfahrzeughandwerk ist. Dies ist für die Entgeltgruppe 9b 

aber auch nicht zwingend der Fall. Denn nach Anlage 1 Teil II Nr. 1 Vorbemerkungen Satz 

6 TV EGV Autobahn sind nach den Tätigkeitsmerkmalen dieses Abschnitts auch diejenigen 

Beschäftigten eingruppiert, denen ohne die jeweils aufgeführte Ausbildung oder Prüfung 

aufgrund ihrer Eignung entsprechende Tätigkeiten übertragen wurden.  

(cc) Andererseits genügt auch eine rein auf die fachliche Ebene beschränkte Leitungs-

funktion. In Anlage 1 Teil II 1 TV EGV Autobahn beginnen die Leitungstätigkeiten in der 

Entgeltgruppe 9a Nr. 1 (Leitung einer Kolonne) und Nr. 3 (fachliche Anleitung von weiteren 

Fachkräften), also auf der Fachebene. Dass die Leitungsfunktion auf der fachlichen Ebene 

auch für die Eingruppierung in die Entgeltgruppe 9b ausreicht, wird dadurch deutlich, dass 

erst ab Entgeltgruppe 10 bzw. 11 und höher die disziplinarische Leitung (Leitung einer Au-

tobahn- oder Straßenmeisterei bzw. stellvertretende Leitung) bewertet wird und zwar als 

ausschließliches Kriterium nur abhängig von der Größe der Meisterei.  
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(dd) Die Zahl der Mitarbeiter, über die die Leitungsfunktion ausgeübt werden muss, ist 

ebenfalls nicht definiert. Nach Ansicht des Berufungsgerichts spricht viel dafür, dass es 

mindestens zwei Fachkräfte sein müssen, da bereits der Begriff Kolonne in der Entgelt-

gruppe 9a Nr. 1 der Anlage 1 Teil II Nr. 1 TV EGV Autobahn eine Mehrzahl an Mitarbeitern 

erfordert und auch in Nr. 3 von der Anleitung von weiteren Fachkräften (Plural) die Rede 

ist. Dies ist vorliegend der Fall. Der Kläger hat zwei Fachkräfte als Mitarbeiter. 

(ee) Die Leitungsfunktion des Klägers geht über die fachliche Anleitung im Sinne der 

Entgeltgruppe 9a der Anlage 1 Teil II Nr. 1 TV EGV Autobahn hinaus. 

Die „fachliche Anleitung“ beinhaltet nicht die Zuweisung der Aufgaben auf die einzelnen 

Mitarbeiter. Der Begriff "fachliche Anleitung" unterscheidet sich nach dem Verständnis der 

Tarifparteien von dem Begriff der Leitung. So ist in Entgeltgruppe 9a Nr. 1 von der Übertra-

gung der „Leitung einer Kolonne“ die Rede. Dies beinhaltet sicher die Zuweisung der Auf-

gaben an die einzelnen Mitglieder der unterstellten Kolonne. In Nr. 3 verwenden die Tarif-

parteien jedoch den davon abweichenden Begriff der fachlichen Anleitung. Dieser Begriff 

ist schon nach seinem Wortlaut enger und bezieht sich auf die spezifische Anleitung und 

Unterstützung, die ein Mitarbeiter in Bezug auf seine fachlichen Aufgaben erhält. Dies kann 

beinhalten, wie bestimmte Aufgaben ausgeführt werden sollten, welche Methoden oder 

Techniken zu verwenden sind und wie bestimmte Ziele erreicht werden können. Die fachli-

che Anleitung konzentriert sich auf die Verbesserung der Fähigkeiten und Kenntnisse des 

Mitarbeiters in seinem spezifischen Fachgebiet. Die Zuweisung der einzelnen Aufgaben 

selbst geht deutlich darüber hinaus und ist Teil des Weisungsrechts des Arbeitgebers. Die-

ser Teil des Weisungsrechts ist dem Kläger aber unstreitig für seine Mitarbeiter übertragen. 

(ff) Der Kläger übt die Leitungsfunktion im Rahmen der Werkstattleitung ständig aus. 

Die Leitungstätigkeit ist organisatorisch hiervon nicht getrennt. Vielmehr kann die Verteilung 

der Arbeitsaufgaben jederzeit anfallen. Dies wird auch aus der inhaltlich nicht bestrittenen 

Auflistung der täglichen Tätigkeiten des Klägers in der Berufungsbegründung deutlich. So 

findet die Priorisierung der Aufgaben und deren Verteilung in der Regel am Morgen statt. 

Beispielsweise am 11.06.2024 vergibt der Kläger aber auch am Nachmittag weitere Arbeits-

aufträge (Blatt 47 der Berufungsakten). 
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4. Die ab Januar 2021 geltend gemachten Ansprüche sind nicht nach § 37 MTV Auto-

bahn verfallen. Der Kläger hat sie mit Schreiben vom 05.01.2021 rechtzeitig geltend ge-

macht. Später fällig werdende Ansprüche waren davon erfasst. 

5. Die Höhe der eingeklagten monatlichen Differenzbeträge ist zwischen den Parteien 

nicht streitig. 

6. Der Zinsanspruch folgt aus §§ 286 Abs. 1 Nr. 1, 288 Abs. 1 BGB. Die Entgeltan-

sprüche sind nach § 24 Abs. 1 MTV Autobahn spätestens am letzten Tag des Monats fällig 

und daher ab dem 01. des Folgemonats zu verzinsen. 

 

C. 

I. Die Beklagte hat als unterlegene Partei die Kosten des Rechtsstreits zu tragen, § 91 

ZPO. 

II. Die Revision war wegen grundsätzlicher Bedeutung und teilweise vom vorliegenden 

Urteil abweichender Interpretation des Begriffs „in Leitungsfunktion“ der Entgeltgruppe 9b 

der Anlage 1 Teil II TV EGV Autobahn des Bundes in den Entscheidungen des LAG Mün-

chen vom 21.03.2024 - 2 Sa 425/23 und 2 Sa 426/23 (Blatt 188 ff der Berufungsakten) - 

zuzulassen (§ 72 Abs. 2 Nr. 1 und 2 ArbGG). 
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Rechtsmittelbelehrung: 

 
Gegen dieses Urteil kann die Beklagte Revision einlegen. 
 
Für den Kläger ist gegen dieses Urteil kein Rechtsmittel gegeben. 
 
Die Revision muss innerhalb einer Frist von einem Monat eingelegt und innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten begründet werden. 
 
Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils, 
spätestens aber mit Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung des Urteils. 
 
Die Revision muss beim  
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eingelegt und begründet werden. 
 
Die Revisionsschrift und die Revisionsbegründung müssen von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein.  
 
Es genügt auch die Unterzeichnung durch einen Bevollmächtigten der Gewerkschaften und von Vereinigun-
gen von Arbeitgebern sowie von Zusammenschlüssen solcher Verbände 
- für ihre Mitglieder  
- oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder  
 
oder 
 
von juristischen Personen, deren Anteile sämtlich in wirtschaftlichem Eigentum einer der im vorgenannten Ab-
satz bezeichneten Organisationen stehen,  
- wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisa-

tion und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung 
und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt 

- und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 
 
In jedem Fall muss der Bevollmächtigte die Befähigung zum Richteramt haben. 
 
Die Revision durch einen Anwalt muss in elektronischer Form eingelegt und begründet 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeig-
net und mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person ver-
sehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Über-
mittlungsweg entsprechend § 46c ArbGG übermittelt werden. Wegen näherer Einzelhei-
ten wird verwiesen auf die Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
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elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(ERVV) vom 24. November 2017 in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Die Revisionsschrift und die Revisionsbegründung durch einen Bevollmächtigten der Ge-
werkschaften und von Vereinigungen von Arbeitgebern sowie von Zusammenschlüssen 
solcher Verbände können weiterhin auch in Schriftform eingereicht und handschriftlich un-
terzeichnet werden. 
 
 
 
 
 
 

E. F. G. 
Vizepräsident des ehrenamtlicher Richter ehrenamtlicher Richter 

Landesarbeitsgerichts   
 
 


